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Abstract Deutsch

Präventionsarbeit im Themenbereich islamistischer Extremis-

mus bewegt sich in einem sensiblen Spannungsfeld gesell-

schaftlicher Debatten, Verhältnisse und Differenzordnungen. 

Eine zu enge Fokussierung auf individuelle islamistische Ge-

fährder*innen, ohne die strukturellen Ursachen von Radikalisie-

rung zu reflektieren, kann daher kontraproduktiv wirken. Not-

wendig ist vielmehr eine diskriminierungskritische Perspektive: 

Sie betrachtet gesellschaftliche Machtverhältnisse und struktu-

relle Diskriminierung nicht nur als analytischen Rahmen, son-

dern bezieht auch den rechtlich fundierten Anspruch auf Nicht-

diskriminierung mit ein. 

Der vorliegende Artikel setzt sich für diskriminierungskritische 

Qualitätsstandards in der Prävention islamistischer Radikalisie-

rung ein. Er steht für den Anspruch, diskriminierungskritische 

Standards mit Methoden der Organisationsentwicklung auf al-

len institutionellen Ebenen systematisch zu implementieren, be-

gründet durch unverhandelbare Prinzipien wie Menschenrechte 

und das Recht auf Nichtdiskriminierung.

Abstract Englisch

Prevention work in the field of Islamist extremism operates wit-

hin a sensitive area of tension shaped by public debates, con-

ditions, and systems of difference. A narrow focus on individual 

Islamist threats, without reflecting on the structural causes of ra-

dicalization, can prove counterproductive. A discrimination-cri-

tical perspective addresses precisely this point: it not only consi-

ders societal power relations and structural discrimination as an 

analytical framework but also incorporates the legally grounded 

right to non-discrimination. 

This article advocates for discrimination-critical quality stan-

dards in the prevention of Islamist radicalization. It calls for an 

institutional commitment to implementing such standards at all 

levels through methods of organizational development, groun-

ded in non-negotiable principles such as the right of non-discri-

mination as well as human rights in general.

Diskriminierungskritik als Qualitätsstandard in der Präventionsarbeit

1 Einleitung

Wenn es um muslimisches Leben in Deutschland 

geht, überlagern sich gesellschaftliche Debatten, 

sicherheitspolitische Interessen und Fragen sozia-

ler Gerechtigkeit (von Bullion, 2024; DIE ZEIT, 2024; 

Staib, 2024). Präventionsarbeit zu islamistischem Ex-

tremismus (IslEx) bewegt sich folglich in einem stark 

aufgeladenen, politisierten Diskursfeld (Schau & Fig-

lestahler, 2023). Zwischen den Polen islamistischer 

Radikalisierung und antimuslimischem Rassismus 

(AMR) geraten Träger in ein Spannungsfeld wider-

sprüchlicher Erwartungen. Zudem handeln sie in 

einer pluralisierten Gesellschaft, die von Konflikten 

geprägt ist, und in der Differenzlinien über Anerken-

nung oder Ablehnung entscheiden und Zugehörig-

keiten sowie Partizipations- und Entwicklungsmög-

lichkeiten beeinflussen (Scherr et al., 2017; Bielefeldt, 

2010). Strukturell spiegelt sich dies im institutionel-

len Alltag: in Förderlogiken, Berichtspflichten und Er-

wartungshorizonten. Hier werden Handlungsräume 

eröffnet, aber auch begrenzt, wenn Zuschreibungen 

organisational verfestigt werden.

Aushandlungsprozesse und Widersprüche sind zwar 

alltäglich und rechtlich zu bewerten, bleiben aber 

in Differenzordnungen eingebettet und erzeugen 

Konflikte. Das betrifft die Prävention im Phänomen-

bereich IslEx, die nicht nur sicherheitslogisch, son-

dern auch durch gesellschaftliche Vorannahmen 

über „den Islam“ oder „die Muslim*innen“ gerahmt 

ist – Diskurse, die medial und politisch verstärkt wer-

den (Attia, 2009; Shooman, 2014). Die Leipziger 

Autoritarismus-Studie 2024 belegt verbreitete Mus-

limfeindlichkeit und antimuslimische Ressentiments 

(Decker et al., 2024). Diese Dynamiken prägen auch 

die Träger, denn sie agieren in diesen Diskursen und 

Machtverhältnissen und sind Teil davon.

Im Folgenden plädiert dieser Beitrag für ein Selbst-

verständnis der Präventionsarbeit als diskriminie-

rungskritische Profession, die – über vorhandene 

diskriminierungskritische Haltungen hinaus – einen 

strukturell diskriminierungskritischen Ansatz als Qua-

litätsmerkmal begreift und implementiert: nicht nur, 

um Radikalisierungsfaktoren wie Marginalisierung 

und intersektionale Diskriminierung zu adressieren, 

sondern auch, um die eigene Positionierung im Feld 

Brigitta Balogh, Catharina Döbrich, Lena-Marie Feld, Karin Meißner, 
Nick Scherer, Marcel Wegner
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kritisch zu reflektieren. Prävention heißt damit nicht 

nur Schutz vor Extremismus, sondern auch Verant-

wortung im Umgang mit Vielfalt und Gerechtigkeit. 

Zugleich darf die reale Gefahr islamistischer Radika-

lisierung in der Präventionsarbeit weder relativiert 

noch ignoriert werden, sondern muss differenziert 

und diskriminierungskritisch bearbeitet werden. 

2 Diskriminierungskritik — Was ist das?

Die deutsche Gesellschaft ist durch tiefgreifende 

Heterogenität geprägt – entlang von Differenzli-

nien wie Herkunft, Religion, Geschlecht und sozialer 

Lage (Lutz & Wenning, 2001). Diese Vielfalt ist Aus-

druck fortlaufenden gesellschaftlichen Wandels und 

zugleich dessen Treiberin, weil sich mit ihr Bedürf-

nisse und Bedarfe verschieben. Vielfalt und Wandel 

sind daher als Normalität zu fassen.

Doch Vielfalt und Differenz sind nicht neutral. Sie 

sind in Ordnungen eingebettet, die von Macht- und 

Ungleichheitsverhältnissen geprägt sind (Riegel, 

2023). Differenzordnungen bestimmen, wer als „an-

ders“, „abweichend“ oder „problematisch“ gilt und 

wer leichter Zugang zu Teilhabe erhält. Sie hierarchi-

sieren Unterschiede und erzeugen Verhältnisse von 

Privilegierung und Benachteiligung – und beeinflus-

sen damit maßgeblich, wie gerecht Ressourcen und 

Möglichkeiten verteilt werden (Liebsch, 2015). Diese 

Einbettungen entfalten Wirkung in Verwaltung, Bil-

dung, Medien und Zivilgesellschaft: Sie beeinflussen, 

wie Probleme wahrgenommen werden und worauf 

sich Aufmerksamkeit richtet. Zugleich prägen sie Er-

wartungen an die jeweiligen Adressat*innen und be-

stimmen, nach welchen Maßstäben Zugehörigkeit, 

Abweichung und Verantwortung zugeschrieben 

werden.

Diskriminierung ist in diesem Sinne „[d]ie unter-

schiedliche Verteilung von und der beschränkte 

Zugang zu Waren, Ressourcen, Dienstleistungen, 

Anerkennung; sowie der eingeschränkte Zugang 

zu einer vollständigen, gleichberechtigten, gesell-

schaftlichen Partizipation – basierend auf individu-

eller Zugehörigkeit und Zuschreibung zu partiku-

laren, strukturell hergestellten sozialen Gruppen“ 

(Czollek et al., 2012, S. 94). Diskriminierung ist folg-

lich nicht nur individuelles Verhalten, sondern ein 

gesellschaftliches Verhältnis: Sie entsteht dort, wo 

institutionelle, strukturelle und alltägliche Routinen 

bestimmte Gruppen markieren/konstruieren und 

systematisch benachteiligen oder ausschließen. Sie 

reduziert und essenzialisiert Merkmale, wertet sie ab 

und stabilisiert so Ungleichheitsverhältnisse und Pri-

vilegien (Foitzik, 2019). Dabei erklären und legitimie-

ren tradierte Deutungsmuster Privilegierungen und 

Benachteiligungen. Die dahinter liegenden gesell-

schaftlichen Normen und Vorstellungen von Nor-

malität werden gesellschaftlich hergestellt und (re-)

produzieren eine ungleiche Verteilung von Ressour-

cen und Macht, die sich in soziale Strukturen und 

Praktiken einschreibt und dort sichtbar wird.

Ein diskriminierungskritisches Verständnis begreift 

Diskriminierung als strukturelles Problem. Es fragt 

„auf der Grundlage einer Analyse gesellschaftlicher 

Verhältnisse, was Diskriminierung für die jeweili-

gen Lebenspraxen von Personen bedeutet“ (Foitzik, 

2019), deckt Risiken auf, die aus Normen und Prakti-

ken entstehen, und formuliert Ansätze, um ihnen auf 

struktureller, institutioneller und individueller Ebene 

zu begegnen. Im Kontext der (Islamismus-)Präven-

tion geht es daher nicht nur darum, Diskriminierung 

als Radikalisierungsfaktor zu erkennen, sondern auch 

darum, eigene institutionelle Verstrickungen in Un-

gleichheits- und Machtverhältnisse zu reflektieren. 

Diskriminierungskritik bedeutet für Träger, Risiken 

institutioneller Benachteiligung zu identifizieren und 

daraus konkrete Handlungsansätze auf allen Ebenen 

zu entwickeln – in Fachlichkeit, Angebotsgestaltung, 

Kommunikation, Personalstruktur und Leitbild. Sie ist 

damit ein zentraler Bestandteil professioneller, ver-

antwortungsvoller Präventionsarbeit, die Macht- und 

Ungleichheitsverhältnisse nicht reproduziert und zu-

gleich Radikalisierungsrisiken verringert.

3 Nichtdiskriminierung — Recht und/
oder Haltung?

Das Recht auf Nichtdiskriminierung ist ein funda-

mentales Menschenrecht, verankert in nationalen 

und internationalen Quellen. Als Strukturprinzip der 

Menschenrechte begründet das Diskriminierungs-

verbot ein Gleichheitsgebot und verpflichtet die 
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Unterzeichnerstaaten der Europäischen Menschen-

rechtskonvention, gesetzliche und institutionelle 

Rahmen zu schaffen, die wirksamen Schutz gewähr-

leisten (Fritzsche, 2023). In Deutschland bildet das 

Grundgesetz (GG) die zentrale Basis: Es garantiert 

Würde, unveräußerliche Menschenrechte sowie 

freie Entfaltung und körperliche Unversehrtheit (Art. 

1, Abs. 1–2 & Art. 2) und benennt Gleichbehandlung, 

Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit als leitend 

(Art. 1–5). Der Art. 4 schützt Glaubens- und Gewis-

sensfreiheit, das religiöse und weltanschauliche Be-

kenntnis sowie die ungestörte Religionsausübung. 

Daraus folgt die Pflicht, Gesetzgebung, Verwaltung 

und Rechtsprechung an diesen Normen auszu-

richten. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG) konkretisiert diese Ansprüche. Das bedeutet: 

Auch wenn die Antidiskriminierungsgesetzgebung 

Lücken aufweist, begründet das Zusammenspiel 

aus internationalem Recht, GG und AGG einen An-

spruch auf Nichtdiskriminierung. Dieser Anspruch 

muss dementsprechend jeder Präventionsarbeit zu-

grunde liegen.

Dennoch werden Vielfalt und Diskriminierung in der 

Praxis oft als Frage von Meinungen und Haltungen 

verhandelt. Workshops, Fortbildungen und Informa-

tionsangebote zielen häufig darauf ab, eine diskri-

minierungskritische Haltung zu fördern und Kom-

petenzen im Umgang mit Vielfalt, Diskriminierung 

und Machtverhältnissen zu vermitteln. Diese Forma-

te stoßen jedoch an Grenzen, wenn Teilnehmende 

sich der Auseinandersetzung entziehen, Vortragen-

den „Meinungsmissionierung“ vorwerfen oder deren 

Expertise als realitätsfern abwerten. Solche Reaktio-

nen zeigt zwar meist eine Minderheit, sie sind aber 

symptomatisch: Wo Nichtdiskriminierung lediglich 

als Haltung vermittelt wird, ohne als Recht und ge-

sellschaftlicher Anspruch klar benannt zu sein, ver-

liert sie ihre normative Verbindlichkeit.

Der Rechtsanspruch bildet daher die tragfähige Ba-

sis für diskriminierungskritische Haltungen, Struktu-

ren und Praxis, muss aber durch Hinweise zur Imple-

mentierung ergänzt werden. Entscheidend ist dabei 

die Übersetzung in handhabbare Verfahren der kon-

kreten Arbeit. In Organisationsentwicklungsprozes-

sen sind Fachkräfte systematisch einzubinden und 

entsprechend zu qualifizieren: Sie müssen Recht und 

Anspruch kennen und zugleich derart sensibilisiert 

sein, dass sie Macht- und Ungleichheitsverhältnisse 

erkennen, Diskriminierung ernst nehmen und über 

tragfähige Handlungsstrategien verfügen. Notwen-

dig sind daher verbindliche Standards, kontinuier-

liche Fortbildungen, Supervision, Beschwerde- und 

Beteiligungswege sowie Evaluationen, die Wirksam-

keit und Lernschleifen sichern. So wird das Recht 

auf Nichtdiskriminierung zur operativen Leitlinie, die 

Präventionsarbeit rechtlich fundiert, praktisch wirk-

sam gestaltet und gesellschaftlich legitimiert.

 

4 Relevanz in der Islamismusprävention

Präventionsarbeit bewegt sich also in einem Span-

nungsfeld gesellschaftlicher Verhältnisse und Diffe-

renzordnungen. Für die Träger bedeutet dies, dass sie 

einerseits islamistischem Extremismus wirksam ent-

gegenwirken sollen, aber andererseits Teil dieser un-

gleichheitsreproduzierenden Strukturen sind. Daraus 

erwachsen Risiken für Praxis und Legitimität:

Erstens verengt die Fokussierung auf Arbeit mit 

Einzelpersonen und (vermeintlichen) Täter*in-

nen den Blick auf gesellschaftliche Ursachen. 

Biografische Verläufe erklären Taten jedoch nur 

begrenzt; sie sind Ausdruck ihrer Zeit, der jewei-

ligen Umstände und Konfliktlinien (Kemmesies, 

2020, S. 635). Prävention, die Ursachen adres-

siert, muss hingegen strukturelle Bedingungen 

berücksichtigen, die Differenz und Diskriminie-

rung herstellen und festigen, statt individuelle 

Abweichung zu pathologisieren.

Zweitens hat eine nicht sensible Praxis ggf. 

Nebenwirkungen. Eine Fokussierung auf Islam 

und muslimisches Leben kann bewirken, dass 

als muslimisch markierte Menschen unter Ge-

neralverdacht geraten und Präventionsträgern 

mit Skepsis begegnen, wenn Aufmerksamkeit 

stärker auf islamistischem Extremismus als auf 

Rechtsextremismus liegt (Abay Gaspar, 2023). 

Wo Maßnahmen als stigmatisierend gelten, 

drohen Distanzierung, Rückzug und Radikali-

sierung als Schutzreflex (Schädel & Giessmann, 

2020, S. 659).
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Drittens arbeitet die Sekundär- und Tertiärprä-

vention mit Zielgruppen, die sich bereits in 

Prozessen hin zu extremistischen Haltungen 

befinden und zugleich intersektionale Margina-

lisierungs- und Ausgrenzungserfahrungen ge-

macht haben. Werden diese Erfahrungen nicht 

ernstgenommen und lebensweltlich bearbei-

tet, reproduziert die Praxis Stigmatisierungen, 

verliert Vertrauen und erzeugt Gegeneffekte. 

Es gilt also ernst zu nehmen, dass die Berücksichti-

gung struktureller Ungerechtigkeits- und Ungleich-

heitssysteme und damit verbundene Erfahrungen 

von Einzelpersonen oder Gruppen eine zentrale Rolle 

in der Prävention islamistischer Radikalisierung spie-

len. Eine kritische Reflexion und darauf aufbauende 

Ansätze für alle Arbeitsebenen und -bereiche als Stan-

dard tragen zu gelingender Präventionsarbeit bei.

Gleichzeitig gilt es aber auch unabhängig von Radika-

lisierungskontexten und -ursachen Diskriminierungs-

kritik als Qualitätsanspruch in den eigenen Strukturen 

zu verankern. Ungleichheitsverhältnisse und struktu-

relle Diskriminierung wirken gesamtgesellschaftlich, 

müssen aber bei Trägern der Präventionsarbeit auf-

grund der thematischen Einbindung umso ernster ge-

nommen und in Form von überprüfbaren Strategien 

und Standards in der Arbeit berücksichtigt werden.

Eine diskriminierungskritisch orientierte Prävention 

bleibt der realen Gefahr islamistischer Radikalisierung 

verpflichtet, arbeitet differenziert und faktenbasiert, 

reflektiert eigene Positionierungen und vermeidet 

Re-Stigmatisierungen. Sie verbindet Sicherheitsan-

forderungen mit Rechten auf Teilhabe und Nichtdis-

kriminierung, stärkt Beziehungen zu Zielgruppen und 

erhöht die Wirksamkeit präventiver Interventionen 

– nicht trotz, sondern wegen ihres struktursensiblen 

Zugriffs.

5 Umsetzung in der Praxis

Was bedeutet Diskriminierungskritik als Qualitäts-

anspruch konkret? Qualitätssysteme formulieren 

standardisierte Anforderungen an Strukturen und 

Fachkräfte. Instrumente des Qualitätsmanagements 

ordnen Abläufe und Prozesse. Die fachlichen Ansprü-

che der diskriminierungskritischen Präventionsarbeit 

wiederum beschreiben, wie Träger sich schrittweise 

zu einer diskriminierungskritischen Organisation ent-

wickeln können. Der hier skizzierte Ansatz verbindet 

unterschiedliche Methoden der Organisationsent-

wicklung und bezieht alle Ebenen und Bereiche ein, 

indem er systematisch auf Diskriminierungsrisiken 

prüft und darauf aufbauend verbindliche Strategien 

zu deren Verringerung implementiert. Diesen Beitrag 

verstehen wir daher als ersten Impuls einer diskrimi-

nierungskritischen Qualitätsentwicklung der Präven-

tionsarbeit, deren Fortführung insbesondere durch 

Erprobung und Praxisaustausch vorangetrieben wer-

den sollte. Im Folgenden konkretisieren wir den An-

satz in Anlehnung an verwandte Prozesse anderer 

Fachbereiche (Meißner et al., 2024).

5.1 Organisationale Struktur

Die zentrale Verantwortung für einen diskriminie-

rungskritischen Qualitätsanspruch liegt bei der Lei-

tungsebene. Sie verantwortet eine Bestandsaufnah-

me, identifiziert Diskriminierungsrisiken und -fälle 

und entwickelt verbindliche Gegenstrategien. Dazu 

initiiert sie Grundsätze, Leitlinien und Handlungsleit-

fäden für alle Ebenen und Bereiche und gibt Impulse 

wie auch klare Vorgaben, die organisationweit wirk-

sam werden. Qualität entsteht so nicht punktuell, 

sondern als gesteuerter, dokumentierter Prozess mit 

definierten Zielen, Zuständigkeiten, Ressourcen und 

Fristen sowie regelmäßiger Überprüfung. Zugleich 

muss die Leitung eigene Routinen kritisch prüfen. 

Um den Anteil von Menschen mit Diskriminierungs-

erfahrungen zu erhöhen und benachteiligte Gruppen 

in Belegschaft und Führung gezielt zu repräsentieren, 

sind Ausschreibungen diskriminierungskritisch zu ge-

stalten. Bei der Teamzusammensetzung zählt die Re-

präsentanz der Lebenswelten der Zielgruppen; Mehr-

sprachigkeit, unterschiedliche Bildungsbiografien 

und Ehrfahrungshintergründe sind als Ressourcen 

anzuerkennen. Diversität ist zu ermöglichen, aktiv zu 

fördern und strukturell abzusichern, d.h., die Vielfalt 

der Lebenslagen muss in Planung, Entscheidung und 

Evaluation einfließen.

Zugleich braucht es vertrauliche, niedrigschwellige 

Beschwerdewege und klare Abläufe mit festen Zu-

ständigkeiten, Fristen und Dokumentation, genauso 
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wie verlässliche Regeln zu Prävention, Intervention 

und Sanktion. Denn nur wenn Betroffene – ob Be-

schäftigte oder Adressat*innen – sicher sein können, 

dass Meldungen ohne Nachteile und zeitnah bear-

beitet werden, werden Vorfälle sichtbar und für Ver-

änderung nutzbar. Transparente Abläufe, Schutz vor 

Retraumatisierung und die Einbindung externer An-

laufstellen erhöhen die Glaubwürdigkeit. Regelmä-

ßige interne wie externe Evaluationen der Maßnah-

men runden die Strategie ab. Sie prüfen Wirksamkeit, 

schaffen Feedbackschleifen und ermöglichen eine 

Weiterentwicklung der Maßnahmen. So wird dis-

kriminierungskritische Qualitätsentwicklung nicht 

als Projekt, sondern als kontinuierlicher Organisa-

tionslernprozess verankert, der Steuerung, Personal, 

Kommunikation, Angebote und Monitoring integ-

riert.

5.2 Fachlicher Standard

Diskriminierungskritik als Qualitätsanspruch verlangt 

Fach- und Führungskräfte, die über belastbares Wis-

sen und Handlungskompetenzen im Umgang mit 

Vielfalt und Diskriminierung verfügen. Grundlage 

sind das Recht auf Nichtdiskriminierung und unver-

handelbare Menschenrechte sowie besonders in 

diesem fachlichen Kontext das Recht auf freie Reli-

gionsausübung.

Fachkräfte sollten daher ein Bewusstsein für ge-

sellschaftliche Positionierungen entwickeln und die 

eigene Verortung sowie Rolle im professionellen 

Kontext reflektieren. Erforderlich sind kontinuierli-

che Fortbildungen und Sensibilisierungen zu Diskri-

minierung, Macht- und Ungleichheitsverhältnissen, 

damit auf diskriminierende Dynamiken professio-

nell, reflektiert und verantwortungsvoll reagiert und 

ihnen wirksam entgegengetreten werden kann. Fra-

gen der Religiosität sind konsequent an der Lebens- 

und Glaubenswelt der Beratungssuchenden auszu-

richten; weder nichtmuslimische noch muslimische 

Beratende sollten in Erklärungs- oder Bekehrungs-

rollen verfallen.

Neben Fortbildungen braucht es regelmäßige Ge-

legenheiten zur diskriminierungskritischen Reflexion 

der Praxis. Diese Reflexion umfasst auch die in Be-

ratungssettings verwendeten Materialien und Me-

thoden. Denn bspw. kann bereits die Einstufung von 

Personen als „radikalisiert“ auf stereotypen Annah-

men beruhen, sodass eine kritische Auseinander-

setzung mit Kategorisierungen wie „abweichendes“ 

Verhalten oder „abweichende“ Einstellungen gebo-

ten ist.

So entstehende Haltungen und Kompetenzen, ge-

tragen vom Recht auf Nichtdiskriminierung und von 

Menschenrechten, bilden die Basis, um die eigene 

Praxis systematisch auf Diskriminierungsrisiken zu 

überprüfen und Prozesse sowie Routinen diskrimi-

nierungsärmer weiterzuentwickeln.

5.3 Umgang mit Diskriminierungserfahrungen

Diskriminierungskritik als Qualitätsanspruch bedeutet 

zudem, dass der Umgang mit Diskriminierung konse-

quent, bewusst und verbindlich gestaltet wird. Sowohl 

interne als auch externe Diskriminierungen werden 

in der Einrichtung aktiv erkannt und benannt. Dazu 

gehört, sich klar und unmissverständlich gegen jede 

Form von Diskriminierung zu positionieren. Gerade 

im Umgang mit Zielgruppen, die von Diskriminierung 

betroffen sind, ist es zentral, ihre Erfahrungen ernst 

zu nehmen und Diskriminierungen aktiv entgegenzu-

treten, indem verbindliche Strategien entwickelt und 

umgesetzt werden. Dabei ist eine Vernetzung mit 

spezifischen Trägern der Antidiskriminierungs- oder, 

im Fall strafrechtlich relevanter Vorfälle, der Betroffe-

nenberatung hilfreich. Zentral ist es, über das Recht 

auf Nichtdiskriminierung aufzuklären und Betroffene 

gezielt zu unterstützen. Gleichzeitig gilt es aber auch, 

Diskriminierungen, die von Zielgruppen oder Beschäf-

tigten ausgehen, klar zu benennen. In der Regel fällt 

es Personen leicht, Diskriminierungen zu benennen, 

die sich gegen die eigenen Fachkräfte, Kolleg*innen 

oder Zielgruppen richten, deutlich anspruchsvoller 

ist es hingegen, Diskriminierungen zu thematisieren, 

die von Personen dieser „eigenen“ Gruppen ausge-

hen. Diskriminierung muss daher als Regelthema auf 

der Tagesordnung stehen, der Umgang mit Diskrimi-

nierung und diskriminierenden Strukturen zur Nor-

malität werden. Es braucht klare Regeln und Struk-

turen, die festlegen, in welchen Situationen und auf 

welche Weise Fachkräfte auf diskriminierendes Ver-

halten oder entsprechende Äußerungen reagieren 

sollen, auch dann, wenn sie aus den eigenen Reihen 
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kommen. Auch für den pädagogischen Umgang mit 

Diskriminierungserfahrungen sollten Handlungsstra-

tegien entwickelt werden, die durch verlässliche An-

lauf- und Beschwerdestellen ergänzt werden.

5.4 Zielgruppenorientierung

Grundsätzlich erfordert diskriminierungskritische Ar-

beit Strukturen, die sich konsequent an den Lebens-

welten und Hintergründen der Zielgruppen orien-

tieren. Voraussetzung dafür ist sowohl die Kenntnis 

analoger wie digitaler Lebenswelten als auch ein 

bewusster Umgang mit unterschiedlichen Lebens-

lagen und gesellschaftlichen Positionierungen. 

Gerade im Präventionsbereich ist es entscheidend, 

potenzielle Zugangsbarrieren und diskriminieren-

de Faktoren, die auf Zielgruppen wirken können, 

zu identifizieren und gezielt abzubauen. Die Inan-

spruchnahme externer Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote ist sowohl für Betroffene als auch 

für ihr Umfeld oftmals mit erheblichen Hürden ver-

bunden. Um Ängste vor Stigmatisierung abzubauen, 

ist eine besonders sensible Ansprache notwendig. 

Gleichzeitig sollten die Angebote konsequent an 

den Lebenswelten der Adressat*innen ausgerich-

tet sein. Für passgenaue und niedrigschwellige Zu-

gänge braucht es daher eine zielgruppenorientierte 

Sprache, diskriminierungskritische Öffentlichkeits-

arbeit sowie eine entsprechende Sichtbarkeit im öf-

fentlichen Raum.

Darüber hinaus erfordern die Machtasymmetrien 

zwischen Fachkräften und Zielgruppen besonde-

re Achtsamkeit. Eine kontinuierliche Reflexion der 

eigenen professionellen Rolle sowie das Bestreben, 

unterschiedliche Lebenswelten auch im Team ab-

zubilden, sind zentrale Voraussetzungen dafür, die 

Klientel als Expert*innen ihrer Lebensrealität anzu-

erkennen, ihre Perspektiven ernst zu nehmen und 

bestehende Machtungleichgewichte zu verringern.

Da sich Lebenswelten und soziale Realitäten ständig 

verändern, ist es notwendig, bestehende Angebote 

und Maßnahmen regelmäßig zu überprüfen und ge-

gebenenfalls so anzupassen, dass sie den Bedürf-

nissen und Lebenslagen der Zielgruppen weiterhin 

entsprechen. 

5.5 Partizipation und Empowerment

Partizipation und Empowerment sind zentrale Prinzi-

pien der Arbeit mit von Diskriminierung betroffenen 

Personen. Sie stärken das Recht auf Teilhabe und 

Nichtdiskriminierung und sind Instrumente, um mar-

ginalisierte Zielgruppen hinsichtlich ihrer gesellschaft-

lichen Teilhabechancen zu stärken. Auch Adressat*in-

nen der Präventionsarbeit befinden sich häufig in 

marginalisierten Lagen. Oftmals sind dies Menschen, 

die selten Selbstwirksamkeit, Anerkennung und Zuge-

hörigkeit erfahren, sich enge Handlungsspielräume 

zuschreiben und wenig Möglichkeiten haben, eige-

ne Interessen zu vertreten. Beratungs- und Bildungs-

angebote müssen daher spezifische Settings entwi-

ckeln.

Ziel pädagogischer wie beratender Arbeit muss daher 

sein, Teilnehmende zu ermutigen, Anliegen einzu-

bringen, für sie einzustehen und Erfahrungen außer-

halb des bisherigen Alltags zu sammeln. Erforderlich 

ist ein ressourcenorientierter, ganzheitlicher Blick, der 

Mehrdeutigkeiten anerkennt: Personen können in 

einer Situation Täter*innen und in einer anderen Be-

troffene sein. Systemische und klient*innenzentrierte 

Ansätze unterstützen Ratsuchende, eigene Ressour-

cen zu erkennen, zu (re-)aktivieren und für die Lö-

sung ihrer Anliegen zu nutzen (Schurbohm & Becker, 

2024). So lassen sich Handlungsspielräume erweitern 

und Selbstwirksamkeitserfahrungen ermöglichen. 

Die Erfahrung, über Alternativen zu verfügen und Ein-

fluss auf Problem- und Konfliktbearbeitung nehmen 

zu können, stärkt Selbstwirksamkeit und klärt, wann 

zusätzliche externe Expertise sinnvoll ist (Arkowitz & 

Miller, 2010). Partizipation verlangt echte Mitgestal-

tung – etwa durch Feedbackschleifen, Mitgestaltung 

von Angeboten oder geschützte Kritikräume. Dazu 

gehört der reflektierte Umgang mit Machtasymmet-

rien, die Vermeidung paternalistischer Überformung 

und die Anerkennung ambivalenter Rollen.

Zugleich sollten Personen, die Diskriminierungserfah-

rungen berichten, darin gestärkt werden, sich aktiv 

damit auseinanderzusetzen. Dazu gehören Aufklä-

rung über das Recht auf Nichtdiskriminierung und 

auf Beratung, Hinweise auf Antidiskriminierungs- und 

Betroffenenstellen sowie Begleitung bei der Kontakt-

aufnahme. Darüber hinaus kommt Fachkräften die 
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Aufgabe zu, sie darin zu bestärken, diese Rechte aktiv 

einzufordern. Wichtig sind vertrauensbildende, zu-

gängliche Formate: klare Informationen, Vertraulich-

keit, Barrierefreiheit und klare Zuständigkeiten. 

6 Fazit

Die Präventionsarbeit im Fachbereich IslEx bewegt 

sich innerhalb von gesellschaftlichen Strukturen und 

Diskursen. Daher birgt die Fokussierung auf einzelne 

Gefährder*innen, ohne dabei die strukturellen und 

gesellschaftlichen Faktoren diskriminierungskritisch 

zu berücksichtigen, das Risiko, Radikalisierungsfak-

toren zu verstärken und dem Anspruch auf Nicht-

diskriminierung nicht gerecht zu werden. Diesem 

Risiko können Träger der Präventionsarbeit entge-

genwirken, indem sie die Herausforderung einer dis-

kriminierungskritischen Organisationsentwicklung 

annehmen und diskriminierungskritische Standards 

als Qualitätsanspruch in ihren Strukturen etablieren. 

Damit nehmen sie einerseits radikalisierende Margi-

nalisierungs- und Diskriminierungserfahrungen ernst 

und werden andererseits der Verpflichtung gerecht, 

das Recht und den Anspruch auf Nichtdiskriminie-

rung auch strukturell zu fördern und zu gewährleis-

ten. Vor diesem Hintergrund formuliert dieser Beitrag 

erste Ideen für Qualitätsstandards einer diskriminie-

rungskritischen Praxis in der Präventionsarbeit. Auch 

wenn uns bewusst ist, dass vieles in der Praxis schon 

berücksichtigt wird, ist er als Ausgangspunkt für eine 

vertiefte Auseinandersetzung zu verstehen. So hof-

fen wir, Impulse für zukünftige Fachdebatten, For-

schung und Praxisentwicklung zu geben, die darauf 

abzielen, diskriminierungskritische Ansätze weiter zu 

schärfen, zu evaluieren und nachhaltig als Standards 

in den Strukturen der Präventionsarbeit zu etablie-

ren.
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